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UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
NGO Nichtregierungsorganisation
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
WEF World Economic Forum
NATO North Atlantic Treaty Organization
EBWE Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
ONG Organisation non gouvernementale
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
DDC Direction du développement et de la coopération
PME petites et moyennes entreprises
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
WEF World Economic Forum
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
BERD Banque européenne pour la reconstruction et le développement
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Gute Dienste

Im Rahmen der Vorbereitung für die Ukraine Reform Conference in Lugano, die auf
Anfang Juli 2022 geplant war, tat sich einiges im EDA. Weil ein physisches Treffen der
wichtigsten Vertreter, das im Januar 2022 am Rande des WEF vorgesehen gewesen
wäre, aufgrund dessen Verschiebung nicht stattfinden konnte, wurde noch im Januar
ersatzweise ein Online-Anlass organisiert, an dem nebst Bundespräsident Ignazio Cassis
auch der ukrainische Präsident Volodymyr Zelenskyy teilnahm. Zelenskyy äusserte seine
Erwartungen an die Konferenz. Es solle sich um eine Diskussionsplattform handeln, mit
deren Hilfe darüber nachgedacht werden solle, wie die Resilienz der Ukraine gestärkt
und ihre Transformation beschleunigt werden könnte. Im Zentrum des Anlasses sollten
insbesondere die allgemeinen Wirtschaftsbeziehungen der Ukraine, die
wirtschaftspolitischen Reformen und das rechtsstaatliche Investitionsumfeld stehen. 

Angesichts des mittlerweile gestarteten russischen Aggressionskriegs in der Ukraine
wurde die Konferenz im Mai 2022 umbenannt und sollte fortan unter dem Namen
«Ukraine Recovery Conference» mit dem Ziel des Wiederaufbaus der Ukraine
durchgeführt werden. Anlässlich des verschobenen WEF-Jahrestreffens in Davos Ende
Mai 2022 informierten Bundespräsident Cassis, der ukrainische Premierminister Denys
Shmyhal und Aussenminister Dmytro Kuleba über den geplanten Ablauf der Konferenz.
Rund vierzig Staaten und 20 internationale Organisationen – darunter die OECD und die
EBWE – seien bereits an die Konferenz eingeladen worden. Diese werde einen
konkreten Wiederaufbau- und Entwicklungsplan zum Ziel haben und Diskussionen über
Prioritäten, Methoden und Prinzipien des Wiederaufbaus und dessen Gestaltung in den
Bereichen Wirtschaft, Infrastruktur, Umwelt und Soziales umfassen. Das EDA teilte mit,
dass Reformen besprochen werden sollten, die den Wiederaufbau begleiten werden
und «in der jetzigen Situation implementiert werden können». 

Im Juni 2022 beschloss der Bundesrat aufgrund der anhaltenden internationalen
Spannungen umfangreiche Sicherheitsmassnahmen während der Durchführung der
Konferenz in Lugano. Da die Veranstaltung als «ausserordentliches Ereignis»
klassifiziert wurde, beteiligte sich der Bund zu 80 Prozent an den anfallenden
Sicherheitskosten, wobei er zudem den Einsatz von bis zu 1'600 Armeeangehörigen zur
Unterstützung der Tessiner Kantonspolizei beschloss. Die Armee sollte auch den
Luftraum in der Region Lugano überwachen und dessen Nutzung temporär
einschränken.
Einige Tage darauf äusserten sich verschiedene Schweizer Politiker in der Zeitung
«Blick» sehr kritisch über die anstehende Konferenz. SVP-Präsident Marco Chiesa (svp,
TI) sah in der Veranstaltung keinen Sinn, da es sich weder um eine Reformkonferenz,
noch einen Friedensgipfel handle. Für Letzteres hätte es die Einladung beider
Kriegsparteien bedurft, zudem sei der Krieg noch in vollem Gange und somit sei unklar
«was überhaupt aufgebaut werden muss». Auch für Mitte-Fraktionschef Philipp Bregy
(mitte, VS) waren Ziel und Zweck der Lugano-Konferenz nicht klar erkennbar, weshalb
die Mitte eine Klärung durch Aussenminister Cassis erwartete. SP-Nationalrat Eric
Nussbaumer (sp, BL) mahnte, dass die Konferenz «sorgfältig in die laufenden
internationalen Bemühungen eingebettet» werden müsse, um zur Beendigung des
Krieges beitragen zu können. 
Bundespräsident Cassis liess sich von den kritischen Stimmen nicht beirren und
betonte an einer Pressekonferenz Ende Juni, dass eine Absage der Konferenz ein
negatives Signal vonseiten der internationalen Gemeinschaft darstellen würde. Die
Schweiz, die sich mit ihrer langen Tradition der Guten Dienste für Stabilität in Europa
einsetze, könne sich nicht zurückziehen. Zumindest die Tessiner Regierung zeigte sich
stolz, einen solchen Anlass beherbergen zu dürfen. Norman Gobbi (lega, TI) sah darin
eine Chance für Lugano, sich als Stadt mit internationalem Charakter zu profilieren und
zugleich zum Frieden in Europa beizutragen. Die Aargauer Zeitung merkte an, dass die
Konferenz zeitlich optimal gelegen sei, fänden doch im Vorfeld mit dem EU-Gipfel und
der Diskussion über den Kandidatenstatus der Ukraine, dem G7-Gipfel und dem NATO-
Gipfel zahlreiche internationale Treffen statt. Dadurch müsse man in Lugano nicht
zusätzlich auch noch über anderweitige politische und sicherheitsrelevante
Kriegsthemen diskutieren, sondern könne sich auf das angekündigte Programm
fokussieren. Auch Simon Pidoux – EDA-Sonderbotschafter für die Ukraine-
Reformkonferenz – hob gegenüber Le Temps den Nutzen der Konferenz hervor. Sie
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biete dem Privatsektor im In- und Ausland eine erste Gelegenheit, direkt mit der
ukrainischen Regierung in Kontakt zu treten und deren Bedürfnisse im Rahmen des
Wiederaufbaus in Erfahrung zu bringen. 

Neuerliche Kritik kam Ende Juni auf, nachdem der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz
und EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen zum Abschluss des G7-Gipfels
eine eigene Ukraine-Wiederaufbaukonferenz ankündigten. SVP-Nationalrat und Mitglied
der APK-NR Franz Grüter (svp, LU) meinte darin ein Zeichen der fehlenden
Wahrnehmung der Lugano-Konferenz zu erkennen. Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH)
warf dem EDA vor, konzeptionelle Fehler gemacht zu haben, wenn sich die
europäischen Partner schon nicht auf ein koordiniertes Vorgehen einigen könnten. Das
EDA teilte hingegen mit, dass sich die internationalen Bemühungen angesichts der
Komplexität des Wiederaufbaus ergänzen würden. Der politisch-diplomatische Prozess
werde in Lugano initiiert, die Konferenz stelle also nur den Beginn des
Wiederaufbauprozesses dar. 

Kurz vor Beginn der Konferenz unterzeichneten UVEK-Vorsteherin Simonetta
Sommaruga und der ukrainische Umweltminister Ruslan Strilets ein bilaterales
Klimaabkommen, das zusätzliche Mittel für den Klimaschutz mobilisieren soll. 

Die Konferenz wurde am 4. Juli von Bundespräsident Cassis eröffnet, der in seiner
Willkommensrede verlangte, dass sich der ursprüngliche Zweck der Konferenz
(institutionelle Reformen) und der neue Zweck (zielgerichteter Wiederaufbau) ergänzen
müssten. Obwohl Präsident Zelenskyy nur virtuell an der Konferenz teilnehmen konnte,
war die Ukraine durch Premierminister Schmyhal prominent vor Ort vertreten. Das EDA
teilte mit, dass in den folgenden beiden Tagen Gespräche über den Wiederaufbau- und
Entwicklungsplan der Ukraine, die Beiträge der internationalen Partner, die Prinzipien
des Wiederaufbaus aber auch separate Arbeitsgespräche in den Bereichen Wirtschaft,
Soziales, Digitalisierung, Infrastruktur und Umweltschutz stattfinden würden. Die
Konferenz wurde mit der Veröffentlichung der sogenannten «Lugano-Deklaration», die
die wichtigsten Ergebnisse der Konferenz vorstellt, abgeschlossen. Das Dokument und
die darin formulierten «Lugano-Prinzipien» diene als gemeinsamer Richtwert für die
Zukunft und solle den weiteren Wiederaufbauprozess prägen, erklärte Cassis. Die
Schlusserklärung verurteilte die russische Aggression, forderte den Rückzug aller
russischen Truppen und verpflichtete die in Lugano anwesenden Staaten, die Ukraine
kurz- und langfristig beim Wiederaufbau zu unterstützen.
Cassis stellte die sieben Kernprinzipien in seiner Abschlussrede vor: Partnerschaft: der
Wiederaufbauprozess wird von der Ukraine gesteuert und mit internationalen Partnern
vorangetrieben; Fokus auf Reformen: Wiederaufbau und der Ausbau von Reformen
bedingen sich gegenseitig; Transparenz und Rechenschaftspflicht, eine unabhängige
Justiz und die Bekämpfung von Korruption; Demokratische Partizipation unter Einbezug
lokaler Gemeinschaften; Multi-Stakeholder Engagement: nationale und internationale
Akteure werden miteinbezogen; Gleichheit, kein Ausschluss von Minderheiten;
Nachhaltigkeit gemäss der Agenda 2030 und dem Abkommen von Paris, der
Wiederaufbau und die Reformen beschränken sich nicht nur auf Infrastruktur und
Institutionen sondern umfassen auch soziale, wirtschaftliche und ökologische Aspekte. 

Die britische Aussenministerin Elizabeth Truss hatte schon zu Beginn der Konferenz
angekündigt, dass 2023 eine weitere Konferenz durch das Vereinigte Königreich
organisiert werde, Deutschland hatte verlauten lassen selbiges im Jahr 2024 zu tun und
EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen hatte die Initiative für eine Wiederaufbau-
Plattform vorgestellt, deren Grundstein die Lugano-Prinzipien darstellten. 
Das EDA teilte im Anschluss an die Konferenz überdies mit, dass das SECO in Lugano
zwei Abkommen mit der Weltbank und der EBWE abgeschlossen habe, die Beiträge von
jeweils CHF 10 Mio. für deren Ukraine-Programme vorsähen. Dadurch sollten die
nichtmilitärischen Kernfunktionen der Ukraine aufrechterhalten, das wirtschaftliche
Reformprogramm an das Wiederaufbauprogramm angepasst und die
Wettbewerbsfähigkeit ukrainischer KMUs erhalten werden. Zudem beschlossen das
SECO und die DEZA, die Beiträge an die Ukraine bis Ende 2023 auf über CHF 100 Mio. zu
verdoppeln und Bundespräsident Cassis kündigte an, CHF 15 Mio. für die digitale
Transformation in der Ukraine zu sprechen. 1
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Nach den anfänglichen humanitären Hilfeleistungen im ersten Halbjahr 2022 setzte die
Schweiz ihr Engagement mit weiteren Hilfszahlungen und Hilfsgüterlieferungen an die
Ukraine in der zweiten Hälfte 2022 und darüber hinaus fort. 

Im August 2022 gab der Bundesrat bekannt, dass das EDA Konvois mit rund 100 Tonnen
sanitärem und medizinischem Material organisiert habe. Damit habe das
Aussendepartement seit März 2022 gemeinsam mit dem VBS mehr als 5'300 Tonnen
Hilfsgüter in die Ukraine und deren Nachbarländer geliefert. 
Eine weitere Lieferung kündigte die Schweizer Regierung zwei Monate später, Anfang
Oktober, an. Auf Ersuchen der ukrainischen Behörden werde die Schweiz Material zur
Brandbekämpfung, zur Aufbereitung von verunreinigtem Wasser und zur Beseitigung
von Schutt und Trümmern liefern. Die Hilfsgüter werden vom VBS und der Stadt Basel
gespendet, den Transport finanziere die DEZA. Die Maschinen und die weitere
Ausrüstung werden den ukrainischen Behörden übergeben, die nach einer Schulung
durch Spezialisten des Schweizerischen Korps für humanitäre Hilfe den
Weitertransport übernehmen. Laut SECO ist der Transport mit den Massnahmen der
Verordnung über Massnahmen im Zusammenhang mit der Situation in der Ukraine von
März 2022 vereinbar.

Ende des gleichen Monats nahm Bundespräsident Cassis auf Einladung des deutschen
Bundeskanzlers Olaf Scholz und EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen in Berlin an
der «Internationalen Expertenkonferenz zum Wiederaufbau der Ukraine» teil. Den
Rahmen für die Gespräche über den nachhaltigen und inklusiven Wiederaufbau des
Landes bildete die «Lugano-Deklaration», die 2022 im Zuge der Ukraine Recovery
Conference in Lugano erarbeitet worden war. Aussenminister Cassis unterstrich, dass
sich die Schweiz unter strikter Einhaltung ihrer Neutralität entschieden engagiere und
erwähnte in diesem Kontext auch die Gespräche, welche er mit dem ukrainischen
Präsidenten Selenskyj, Premierminister Schmyhal und Aussenminister Kuleba geführt
habe. Er erklärte, dass sich die humanitäre Hilfe der Schweiz nach den Bedürfnissen
der ukrainischen Bevölkerung richte, insbesondere im Hinblick auf den anstehenden
Winter. 

Wenige Tage später beschloss der Bundesrat einen Aktionsplan für die Winterhilfe der
Schweiz in der Ukraine. Für die Finanzierung von Projekten zur Instandstellung der
Energie-Infrastruktur gab der Bundesrat zusätzlich zum bereits bestehenden
humanitären Engagement rund CHF 100 Mio. frei. Der bevorstehende Wintereinbruch
drohe aufgrund der beschädigten Energie-Infrastruktur und dem fehlenden Zugang zu
Trinkwasser rund sechs Millionen weitere Menschen auf Hilfeleistungen angewiesen zu
machen. Bundespräsident Cassis habe bei den Gesprächen mit der ukrainischen
Regierung, an denen auch Vertreterinnen und Vertreter der DEZA und des SECO
anwesend waren, Abklärungen vorgenommen, wie den Menschen in der Ukraine am
besten geholfen werden könne. Der Bundesrat gab bekannt, dass er dem Parlament
einen Nachtragskredit für zusätzliche Mittel im Umfang von CHF 76 Mio. beantragen
werde. Nachdem das Parlament den Betrag in der Wintersession 2022 bewilligt hatte,
lieferte die Schweiz Ende Dezember als Teil des umfassenden Aktionsplans des
Bundesrates weitere Hilfsgüter an den ukrainischen Zivilschutz. Die DEZA und das EDA
stellten hierfür siebzig Stromgeneratoren und vierzig Heizgeräte zur Verfügung.

Im Februar 2023, ein Jahr nach Beginn der russischen Militäraggression gegen die
Ukraine, zog der Bundesrat Bilanz über sein bisheriges Engagement. Er hielt fest, dass
die Schweiz seither über 1'000 Tonnen Hilfsgüter in die Ukraine geliefert habe und
4'765 Tonnen Nahrungsmittel in der Ukraine verkauft worden seien. Zudem hätten seit
dem 11. März 2022 über 75'000 Menschen den Schutzstatus S in der Schweiz erhalten.
Aus finanzieller Sicht habe die Schweiz bis anhin rund CHF 1.3 Mrd. für die
Hilfsmassnahmen zugunsten der Ukraine bereitgestellt, wobei CHF 1.035 Mrd. auf die
Aufnahme von Schutzsuchenden aus der Ukraine in der Schweiz entfielen. Die
Regierung zeigte sich jedoch überzeugt, dass auch weiterhin Hilfe vonnöten sein werde,
um die Situation der ukrainischen Bevölkerung zu verbessern, und beantragte dem
Parlament daher ein neues Nothilfepaket über CHF 140 Mio. für die Ukraine (CHF 114
Mio.) und Moldawien (CHF 16 Mio.). Die mit diesem Paket vorgesehene Hilfe ziele auf die
Bedürfnisse und Anfragen der beiden Staaten in Bereichen ab, in denen die Schweiz
über spezifische Expertise verfüge, beispielsweise Schutzunterkünfte, Minenräumungen
oder Reparaturen an der Infrastruktur. Die Umsetzung werde von den zuständigen
Departementen EDA und WBF übernommen, wobei diese auch CHF 48 Mio. aus den
bereits bestehenden Krediten bereitstellten. Das Parlament genehmigte im Nachtrag I
zusätzliche CHF 92 Mio. 

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
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Im April 2023 setzte die Schweiz die humanitären Hilfslieferungen fort, indem die
Kantone Basel-Stadt und Zürich einer NGO in Kiew fünf Ambulanzfahrzeuge spendeten.
Eine weitere Lieferung sei für Sommer 2023 geplant, gab das EDA bekannt, wobei die
DEZA in beiden Fällen für den Transport besorgt sei. Das VBS werde dem ukrainischen
Rettungsdienst zudem drei Löschfahrzeuge und fünf Tonnen Löschschaum liefern und
die Einsatzkräfte vor Ort ausbilden. 
Drei Monate später, Anfang Juli 2023, stockte die Schweiz ihre Finanzierung für den
Wiederaufbau und die Einrichtung von ukrainischen Schulen um zusätzliche CHF 5.5
Mio. auf. Damit fördere man die Wiederherstellung des Bildungsbereichs und die
Rückkehr der Kinder in die Schule, ein bedeutendes Ziel des ukrainischen Ministeriums
für Bildung und Wissenschaft. Die Unterstützung im Schulbereich sei Teil des
Hilfspakets im Umfang von CHF 140 Mio., die der Bundesrat im Februar 2023 beantragt
habe, liess das EDA in seiner Medienmitteilung verlauten. 2

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Depuis mars 2023, le débat autour de la réexportation d'armes n'a cessé de faire des
vagues: que ce soit au Parlement, à l'étranger ou en Ukraine, les armes suisses ont
suscité de l'intérêt et de la frustration. En mai, 24 Heures affirmait en effet: «aucune
majorité ne se dessine à Berne pour redéfinir la neutralité. Entre UDC, gauche et centre
droit, les positions semblent irréconciliables». A la fin de la même semaine, La Liberté
publiait un article soufflant qu'atteindre une majorité au Parlement en faveur de la
réexportation d'armes restait possible, car seule l'UDC – défenseuse de la neutralité
sous sa forme actuelle – et les Vert-e-s – par pacifisme – y sont fermement opposés.
Cependant, il faudrait pour cela que les partis acceptent de passer certains différends
sous silence, a souligné le journal fribourgeois, car chacun avait jusqu'alors «préféré
tirer la couverture à lui et saborder la solution du voisin, sur fond de guerre d'ego et en
vue des élections fédérales».
L'indécision du Parlement quant à l'exportation d'armes a eu quelques retombées,
notamment lorsque le président de la Confédération Alain Berset a rendu une visite au
chancelier allemand Olaf Scholz en avril. Une visite que Le Temps a résumé avec le titre
«dialogue de sourds entre Berlin et Berne», avant d'affirmer que les relations entre la
Suisse et l’Allemagne n'ont rarement été aussi tendues. Et que dire de la photo d'un
char type Eagle – fabriqué en Suisse puis livré au Danemark dans les années 90 – qui
s'est retrouvé sur un champ de bataille ukrainien en mars. La Confédération a mené
l'enquête afin de reconstruire son histoire. En effet, après sa vente au Danemark, le
char serait passé entre les mains d'une entreprise allemande. Cinq ans plus tard, l'ex-
directeur de la société en aurait hérité, avant de le réexporter vers l'Ukraine. Dans tous
les cas, il avait été soutenu que la Confédération helvétique devait être avertie en cas
de réexportation, et possédait un droit de veto le cas échéant. Dans le cas précis,
aucune demande n'aurait été faite, ce qui n'excuse pas la Confédération pour autant. 

Alors que le débat sur la réexportation d'armes vers l'Ukraine mobilisait les
parlementaires, 24 Heures a mis une tout autre réalité en lumière dans son édition du
15 juin. En effet, des pièces détachées suisses auraient été retrouvées dans des armes
russes. Ces pièces, de type microélectroniques, n'ont pas été conçues à but militaire,
mais leur utilisation aurait été détournée. L'article a toutefois souligné que les
échanges commerciaux entre les entreprises concernées et la Russie datent d'avant la
guerre et les sanctions. En outre, il n'était pas possible de dire exactement quand ces
pièces avaient été acquises par la Russie, car les entreprises concernées, bien
qu'appliquant les sanctions envers la Russie, continuaient de livrer des pièces à des
pays comme la Turquie et le Kazakhstan, qui détiennent un accord de libre-échange
avec la Russie. 

En conclusion, la situation géopolitique a, comme exposé dans les paragraphes ci-
dessus, été traité en long et en large par les médias. En vue de l'indécision de la
politique suisse, les débats pourraient encore perdurer. 3
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